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Anlage: Antrag im Namen der SPD-Ratsfraktion - Öffentlicher WLAN-Access-Point vom
10.08.2016 (bereits in Vorlage 21/2017 enthalten)
Offenes WLAN fördert Lebensqualität in Kommunen (Veröffentlichung der
AVACON im Internet)

D Beschlussvorschlag
Beschlussempfehlung
an den Rat

Bezeichnung des Tagesordnunflspunktes

Freier WLAN Zugang im Stadtgebiet;
Antrag der WGL-Ratsfraktion

Der Bürgermeister wird beauftragt für die fünf Stadtteile Langelsheims an geeigneter Stelle den
Zugang zu kostenfreiem WLAN zu ermöglichen.

Hierfür sollen Fördermöglichkeiten wie z. B. die LEADER-Förderung aus dem Regionalen Ent-
wicklungskonzept (REK) oder EU-Förderungen geprüft werden. Haushaltsmittel stehen für eine
Kofinanzierung nicht im Haushalt bereit. Diese wären in einem Nachtragshaushalt für das Jahr
2017 oder in den Haushalt für das Jahr 2018 einzustellen.

Haftungsrechtliche Aspekte sind bei der Einrichtung in besonderem Maße zu beachten.

Die Ortsräte sind rechtzeitig zu beteiligen.

Begmndunfli

Auf die in dem Antrag der WGL-Ratsfraktion genannte Begründung wird verwiesen.

Aufgrund eines Antrags im Namen der SPD-Ratsfraktion vom 10.08.2016 mit der Bitte um interne
Prüfung wurde durch die Verwaltung bereits die Einrichtung eines öffentlichen WLAN-
Zugangspunktes geprüft. Im Ergebnis blieb festzuhalten, dass das Telemediengesetz in wesent-
lichen Teilen, die Haftung betreffend, nicht europarechtskonform zu sein scheint.

Auf Haftungsprivilegien kann nach Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs dann zu-
rückgegriffen werden, wenn ein öffentliches WLAN-Netz für Werbezwecke zur Verfügung gestellt
wird. Besteht zum eigentlichen Geschäftsbetrieb des Anbieters hingegen keinerlei inhaltlicher
Zusammenhang, so ist die Frage nach Haftungsprivilegien zumindest fragwürdig. Die Stadt Lan-
gelsheim würde nicht wie ein gewerblicher Anbieter ein öffentliches WLAN-Netz zu Werbezwe-
cken betreiben. Insofern wäre nach derzeitiger höchstrichterlicher Rechtsprechung nicht auszu-
schließen, dass eine Haftung bei z. B. urheberrechtlichen Rechtsstreitigkeiten seitens der Stadt
Langelsheim gegenüber dem Rechteinhaber bestehen könnte.

Das europäische Recht sieht unabhängig von der erwähnten Haftung und vom Grund des Betrei-



bens für den Rechteinhaber die Möglichkeit der Inanspruchnahme des Betreibers auf Unterlas-
sung bzw. Verhinderung zukünftiger Rechtsverletzungen ausdrücklich vor; womit auch darauf
entfallende Abmahn- und Gerichtskosten vom WLAN-Betreiber verlangt werden können.

Die Einrichtung könnte beispielsweise im Stadtteil Langelsheim im Jugendzentrum und in den
übrigen vier Stadtteilen in den vorhandenen Jugendräumen sowie einem Umkreis um die jeweili-
gen Gebäude herum erfolgen.

* Papierfarbe: VA - gelb, Rat - rosa
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Offenes WLAN fördert Lebensqualität in
Kommunen (Veröffentlichung der AVACON im Internet)

Mobile Kommunikation hat längst unseren Alltag erfassfc Doch bei dem Angebot offener
Internetverbindungen im öffentlichen Raum hinkt Deutschland hinterher. Das soll jetzt anders

werden. Ein wichtiges Hindernis - die sogenannte Störerhaftung - ist aus dem Weg geräumt.
Das eröffnet Chancen auch für Städte und Kommunen.

Handy und Tablet sind heute die mobilen Kommumkationszentralen nicht nur der digitalen
Generation. Auch für eine wachsende Zahl älterer Menschen eröffnen sie neue Chancen der Teilhabe

am gesellschaftlichen und familiären Leben. Em freier Zugang zu offenen WLAN-Netzen unabhängig
vom eigenen Handy-Vertrag ist folglich ein Standortfaktor, der zunehmend wichtiger wird. Der
Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) empfiehlt deshalb Städten und Gemeinden, den Aufbau
offener WLAN-Netze zu unterstützen. Besonders geeignet sind WLAN-Hotspots auf belebten Plätzen,
an touristischen Attraktionen, in Schwimmbädern, aber auch in Schulen sowie Rat- und
Gemeindehäusem. Kommunale Apps mit Informationen über die Kommune, ihre Geschichte, Vereine,
Veranstaltungen und Aktionen können dadurch eine zusätzliche Bedeutung bekommen. Offenes
WLÄN dürfte in Kürze zum selbstverständlichen Bestandteil kommunaler Lebensqualität zählen.

Denn auch die rechtlichen Hürden dafür sind inzwischen gefallen.

Hürden für WLAN-Offensive sind gefallen

Deutschland war bisher das .einzige Land in Europa, in dem noch die „Störerhaftung" galt. Danach
mussten Anbieter offener WLAN-Hotspots haften, wenn Nutzer darüber illegal Musik runtergeladen

oder Filme gestreamt hatten oder sonstige Rechtsyerstöße begingen. Nur hauptgewerbliche
Netzanbieter wie die Telekom waren davon ausgenommen. Dieses sogenannte „Providerprivileg" gilt
seit Mitte letzten Jahres auch für alle privaten Anbieter offener WLAN-Verbindungen. Allerdings

können sie bei Missbrauch ihres Angebotes für illegalen Download dazu verpflichtet werden, ihren
Netzzugang durch ein Passwort zu schützen. Das besagt ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs

(EuGH) vom September 2016, also kurz nach der Überarbeitung des deutschen Telemediengesetzes,
auch „WLAN-Gesetz" genannt. Das EuGH-Urteil bestätigt zwar den Wegfall der Störerhaftung, macht
aber eine hinderliche Vorgchaltseite erforderlich.

Im Rahmen der Digitalisiemngsoffensive der Bundesregierung soll diese letzte Hürde auch noch
fallen. Ein Gesetzes-Entwurf des Bundeswirtschaftsministeriums sieht vor, das WLAN-Gesetz so
nachzubessern, dass drahtlose öffentliche ' Intemetzugänge auch ohne Passwort genutzt werden
können, ohne dass der Betreiber im Falle eines Missbrauchs durch Dritte mit Gerichts- oder
Abmahnkosten rechnen muss.

Auch ohne diese absehbare Neuerung sieht der Städte- und Gemeindebund schon jetzt kein generelles
Haftungsrisiko mehr für kommunale offene WLAN-Zugänge. Lediglich eine mögliche
Unteriassungserklärung könne momentan noch nicht gänzlich ausgeschlossen werden.

EU fördert offenes WLAN

Ab Mitte 2017 wird es allen Kommunen in der Europäischen Union möglich sein, EU-Fördennittel für

offene WLAN-Zugänge an öffentlichen Plätzen, Parks und öffentlichen Gebäuden zu beantragen.
Finanziert wird das Förderpaket im Rahmen der Initiative „WiFi4EU", für die ein Etat in Höhe von

120 Millionen Euro vorgesehen ist. Die begünstigten Kommunen können darüber eine Erstausstattung
finanzieren und sind dann für die Instandhaltung der WLAN-Hotspots zuständig. Als
Förderinstrument dient ein Gutscheinsystem, das 100 Prozent der förderfähigen Kosten abdeckt. Bis
2020 sollen mindestens 8.000 Kommunen von dem EU-Projekt profitieren.


